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Thesen auf dem Weg zu einer Hermeneutik, "die weder unsere Heiligen Schriften, noch 
die völkerrechtliche Grundlage der Legitimität des Staates Israel desavouiert".

Die vorliegenden Thesen sind ursprünglich verfasst als Gesprächsimpuls zur "Landfrage" für 
das Symposium zum 25. Jahrestag des Rheinischen Synodalbeschlusses (1980) im Jahre 
2005.

1. Die biblischen Landverhei�ungen verankern das Bewu�tsein der unl�slichen 

Verbundenheit des Volkes Israel (der Juden) mit dem Land Israel im g�ttlichen Willen, 

diesem seinem erw�hlten Volk diesen konkreten Landstrich als Ort f�r sein 

Gemeinschaftsleben zu geben. Das Bewu�tsein dieser unl�slichen Verbundenheit dr�ckt 

sich ebenso aus in den prophetischen Verhei�ungen auf R�ckkehr ins Land, in der 

j�dischen Liturgie, in der um R�ckkehr ins Land gebetet wird, sowie in gewandelter –

s�kularisierter – Form im Bestreben des modernen Zionismus, den Juden in aller Welt eine 

politische Heimstatt in eben diesem Landstrich zu verschaffen.

2. Die Bestrebungen des Zionismus wurden entscheidend beg�nstigt durch religi�se 

�berzeugungen v.a. in Gro�britannien im 19.Jh., aber auch in den USA, nach denen die 

Wiederherstellungen des j�dischen Volkes im Land der V�ter Teil des g�ttlichen 

Heilsplans und darum christlicherseits zu f�rdern sei. Lord Balfour, Verfasser der 

„Balfour-Erkl�rung“, die zur Grundlage des britischen Mandatsauftrags f�r Pal�stina 

wurde, teilte diese �berzeugung. Auch wenn realpolitische Interessen Gro�britanniens in 

Rechnung zu stellen sind, ist doch dieser religi�se Faktor f�r die Frage der Haltung der 

Regierung Gro�britanniens in den entscheidenden Jahren nicht zu untersch�tzen.

3. Allerdings werden in der Balfour-Erkl�rung diese religi�sen Beweggr�nde nicht erw�hnt. 

Das ist der europ�ischen Tradition der Trennung der Politik von der Religion zu 

verdanken, in der nach einer langen Geschichte blutiger Religionskriege Raum f�r die 

gleichrangige Anerkennung anderer religi�ser �berzeugungen geschaffen wurde.

4. Die politischen Interessen Gro�britanniens in der Region verlangten die R�cksichtnahme 

auf „die b�rgerlichen und religi�sen Rechte und die politische Stellung nichtj�discher 

Gemeinschaften in Pal�stina“, deren Sicherstellung die Balfour-Erkl�rung gleichrangig mit 



ihrem „Wohlwollen“ f�r die „Schaffung einer nationalen Heimst�tte in Pal�stina f�r das 

j�dische Volk“ ausdr�cklich benennt.

5. Wegen der Unvereinbarkeit der Bestrebungen der beiden Bev�lkerungsgruppen im 

britischen Mandat Pal�stina wurde als Ausweg zur Wahrung der Interessen beider 

Bev�lkerungsgruppen schlie�lich die Teilung des Mandatsgebiets in zwei Staaten zun�chst 

von der Mandatsmacht vorgeschlagen (Peel-Kommission 1937) und dann in ver�nderter 

Form von der V�lkergemeinschaft dekretiert (Resolution 181 der UN Vollversammlung 

vom 29. November 1947).

6. Dieser Beschluss ist die v�lkerrechtliche Grundlage f�r die Staatsgr�ndung Israels am 14. 

Mai 1948. Er begr�ndet damit die internationale Legitimit�t des Staates Israel – wie eben 

auch die eines eventuell zu gr�ndenden pal�stinensischen Staates im ehemaligen 

Mandatsgebiet.

7. Die Landverhei�ung kann keine internationale Legitimit�t begr�nden, weil die Heiligen 

Schriften, der sie entstammt, nur f�r einen Teil der V�lkergemeinschaft und insbesondere 

f�r den Gegner im Konflikt um das in Frage stehende Land keine Verbindlichkeit haben.

8. Initiativen wie die der j�dischen Siedlerbewegung Gusch Emunim, aber auch deren 

Duldung bzw. F�rderung durch s�mtliche israelische Regierungen seit 1967 – ebenso wie 

gleichfalls religi�s motivierte Ideologien auf arabischer Seite, auf deren Grundlage das 

Existenzrecht Israels bestritten und seine Vernichtung betrieben wird -, desavouieren die 

Resolution 181 der UN-Vollversammlung und damit die v�lkerrechtliche Grundlage der 

Existenz des Staates Israel.

9. Ebenso desavouieren fundamentalistische Christen, die unter Berufung auf die biblische 

Landverhei�ung die j�dische Siedlerbewegung unterst�tzen und politische Kompromisse 

auf der Grundlage der UN Resolution 181 ablehnen, die Grundlage der v�lkerrechtlichen 

Legitimit�t des Staates Israel.

10. Wir sind als Christen, die an die Heilige Schrift Alten und Neuen Testaments gebunden 

sind, herausgefordert, eine Hermeneutik zu entwickeln, die weder unsere Heiligen 

Schriften, noch die v�lkerrechtliche Grundlage der Legitimit�t des Staates Israel 

desavouiert. Jenes k�nnen wir nicht tun, wenn wir unseren Schriften treu sein wollen; 



dieses dürfen wir nicht tun, wenn uns an der gesicherten und friedlichen Existenz des 

Staates Israel liegt.
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